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(Jo. 1435.) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom 22ſten Mai 1833, betreffend die Abaͤnderung 
der Beſtimmungen im §. 2. Litt. b. und F. 3. des Landkultur⸗Ediktes 
vom IAten September 1811. 


Nag 8 Ihrem Antrage vom ten d. M. will Ich die Vorſchrift im & 3. des 
Geſetzes zur Befoͤrderung der Landkultur vom 1A4ten September 1811., nach 
welcher die Grundſteuer bei ihrer Repartition auf getheiltes Grundeigenthum, 
zur Beſtreitung der vermehrten Rendanturkoſten, um vier Prozent erhöhet wer⸗ 
den ſoll, außer Kraft ſetzen, auch genehmigen, daß die Vorſchrift im $. 2. 
Litt. b. deſſelben Geſetzes, der zufolge bei Vereinzelung von Erbpachtgrundſtuͤk⸗ 
ken die Abgabe an den Erbverpaͤchter um vier Prozent zu Laſten des Erwerbers 
der abgezweigten Parzele erhoͤhet werden darf, bei Domanial⸗Erbpachtgrundſtuͤk⸗ 
ken nicht angewendet werde. Sie haben dieſe Beſtimmungen zur oͤffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 5 75 


Berlin, den 22ſten Mai 1833. 
Friedrich e 


an 


den Staats: und eee Maaſſen. 
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(No. 1436.) Vorläufige Verordnung wegen des EDEN im Eipfhergegthum Poſen. 
5 Zn Iſten Juni 1833. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
ö Preußen ꝛc. ꝛc. 

Nachdem Wir Uns von der Nothwendigkeit ee haben, den buͤr⸗ 
gerlichen Zuſtand der Juden in Unſerer Provinz Poſen baldigſt, und noch vor 
Erlaſſung eines, die geſammten Provinzen Unſerer Monarchie umfaſſenden Ge⸗ 
ſetzes über die ſtgatsbuͤrgerlichen Verhaͤltniſſe der Juden zu verbeſſern, und die 
aus der Lage der Geſetzgebung uͤber dieſen Gegenſtand hervorgehenden Zweifel 
zu beſeitigen; ſo ertheilen Wir zu dieſem Zwecke folgende vorlaͤufige Vorſchriften, 
mit dem Vorbehalt, ſolche nach Maaßgabe des kuͤnftigen allgemeinen Geſetzes a 
ergänzen und abzuändern. 

Verbeſſerung. F. 1. Die Judenſchaft jedes Ortes bildet, wie bisher, eine vom Staate gedul⸗ 
der Senne dete Religionsgeſellſchaft, welcher aber in Beziehung auf ihre Vermoͤgens⸗Angele⸗ 
der Juden. genheiten die Rechte einer Korporation beigelegt werden. Wenn bisher die Ju⸗ 
denſchaften mehrerer Orte zu einer Synagoge vereinigt waren, ſo ſoll dieſe 
Vereinigung auch Hinſichts der Korporgtions⸗Angelegenheiten ſortdauern. 
F. 2. Der Korporations⸗Verband bezieht ſich nur auf die innern Berhälniffe der 
Synggogen⸗Gemeinen (F. 20. Tit. 2. und F. 13. ff. Tit. 6. Thl. II. des Allge⸗ 
meinen Landrechts) und auf diejenigen Gegenſtaͤnde, welche dieſe Verordnung 
als Korporations⸗Angelegenheiten ausdruͤcklich bezeichnet. In allen andern buͤr⸗ 
gerlichen Angelegenheiten findet zwiſchen den Mitgliedern der Judenſchaften kein 
ſolcher Verband ſtatt, fie werden vielmehr in dieſer Beziehung als Theilnehmer 
ihrer e nach den für 8 beſtehenden oder zu erlaſſenden Ordnun⸗ 
gen beute 8 
$. 3. Jeder Jude, welcher in einem Synagogen— Bezirke oder Orte, ſeinen 
Wohnſitz hat, gehört zur Korporation. 
$. 4. Stimmfaͤhig in dieſer Korporation, Hinſichts ihrer §. 2. bezeichneten An⸗ 
gelegenheiten, ſind alle diejenigen maͤnnlichen volljaͤhrigen und unbeſcholtenen Ju⸗ 
den, welche entweder ein Grundſtuͤck beſitzen, oder ein Gewerbe ſelbſtſtaͤndig be⸗ 
treiben, oder ſich außerdem ſelbſtſtaͤndig und ohne fremde Unterftügung ernähren. 
J. 5. Die ſtimmfaͤhigen Mitglieder der Korporation follen in Gegenwart und 
unter Aufſicht eines Regierungskommiſſarius eine Anzahl von Repraͤſentanten, 
und dieſe wiederum in gleicher Art die Verwaltungsbeamten waͤhlen, welche von 
der Regierung beſtaͤtigt werden, und ihr Amt unentgeldlich zu verwalten haben. 
F. 6. Die Beſtimmungen uͤber die Zahl der Repraͤſentanten, der Verwaltungs- 
Beamten, und uͤber die Dauer ihrer Verwaltung, ſoll das Statut jeder Kor⸗ 
poration enthalten, welches die Regierung, nach Vernehmung der Repraͤſentanten, 
zu entwerfen 5 der e zu beftätigen hat. Fuͤr die erſte Wahl bleibt 
die 
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die Beſimmung wegen der Anzahl der Repraͤſentanten und Verwaltungsbeamten 
der Regierung vorbehalten. 

$. 7. Die Rechte und Pflichten der Repraͤſentanten und der Verwaltungs 
Behoͤrden gegen einander, gegen die Korporation und gegen dritte Perſonen ſind 
nach den Vorſchriften zu beurtheilen, welche die revidirte Staͤdteordnung vom 
17ten März 1831. über die Rechte und Pflichten des Magiſtrats und der Stadt⸗ 
Beenden enthaͤlt. 

F. 8. Die Verwaltung der Vermoͤgens⸗Angelegenheiten der Korporation ſteht 
unter der unmittelbaren Aufſicht der Regierung oder ihres Kommiſſarius, ohne 
ihre Genehmigung duͤrfen keine Schulden aufgenommen, keine Grundftüche er E 
worben oder veräußert und keine neue Abgaben eingeführt werden. Sie hat das 
Recht und die Verpflichtung die Verwaltung durch Kommiſſarien unter Zuziehung 
der Repraͤſentanten revidiren zu ſaſſen, den Beſchwerden der letzteren über die 
Verwaltung abzuhelfen, und darauf zu halten, daß die Rechnungslegung an die 
Repraͤſentanten regelmaͤßig erfolge. 
F. 9. Die juͤdiſchen Korporationen, und insbeſondere ihre Verwaltungsbehoͤr⸗ 115 Eee 
den, find verpflichtet, dafür zu ſorgen, daß es keinem ſchulfaͤhigen Kinde — vom 89 fie sn 
7ten bis zum zuruͤckgelegten 14ten Lebensjahre — an dem gehörigen. Schulunter⸗ f ligionsunter⸗ 
richt fehle. Sie ſind dafuͤr verantwortlich, daß alle Kinder, mithin ſowohl Kna⸗ ſchen Kiter 
ben als Maͤdchen, in dieſem Alter die oͤffentlichen Schulen vorſchriftsmaͤßig beſuchen, 
und zugleich verbunden, ganz duͤrftigen Kindern die noͤthigen Kleidungsſtuͤcke, das 
Schulgeld und die ſonſtigen Schulbeduͤrfniſſe aus den etwa dafür beftehenden beſondern \ 
Fonds, in deren Ermangelung aber aus dem Korporationsvermoͤgen zu gewaͤhren. 

§. 10. Unter oͤffentlichen Schulen werden ſowohl die chriſtlichen, als die mit 
Genehmigung des Staats nach einem beſtimmten Lehrplane eingerichteten und mit 
vollſtaͤndig qualiftzirten und durch die Regierung beſtaͤtigten jüdiſchen Lehrern ber 
ſetzten juͤdiſchen Schulen verſtanden. Jedoch kann der Privatunterricht der Kin⸗ 
der, mit ausdruͤcklicher Genehmigung der Regierung den Elben ausnahmätaeile 
geſtattet werden. 
I Fur den beſonderen Religionsunterricht der jüdiſchen Kinder zu forgen; 
bleibt jeder Gemeine vorbehalten. Jedoch ſollen auch als Religionslehrer nur 
ſolche Perſonen zugelaſſen werden, welche zur Ausuͤbung eines Lehramts vom 
Staate die Erlaubniß erhalten haben. 

F. 12. Die Lehrſprache beim öffentlichen Unterricht in den jüdiſchen Schulen 
iſt die Deutſche. 

F. 13. Nach vollendeter Schulbildung der jüdiſchen Knaben haben die Ver⸗ 
waltungsbehoͤrden der Korporationen dafuͤr zu ſorgen und ſind dafuͤr verantwort⸗ 
lich, daß jeder Knabe irgend ein nuͤtzliches Gewerbe erlerne, oder ſich auf wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Lehranſtalten einem hoͤhern Beruf widme, und daß keiner derſelben 
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zu einem Handel oder Gewerbsbetrieb im Umherziehen gebraucht werde. Diefer 
Verbindlichkeit ſollen ſie durch die mit den Vaͤtern oder Vormuͤndern zu tref⸗ 


fenden Verabredungen zu genuͤgen ſuchen, wenn aber durch dieſe der Zweck nicht 


zu erreichen iſt; ſo haben ſie ſich an den Kreis⸗Landrath zu wenden, welcher die 
Vaͤter oder Vormuͤnder (letztere unter Vernehmung mit der obervormundſchaft⸗ 
lichen Behoͤrde) anhalten ſoll, die Knaben einer Wiſſenſchaft oder Kunſt, oder 
dem Landbau, oder einer nuͤtzlichen Handarbeit, oder der Fabrikation oder einem 
beſtimmten Handwerke, oder dem Handel von feſten Verkaufsplaͤtzen aus, zu 
beſtimmen. (F. 18.) 

F. 14. Mit dem Vorbehalt, die allgemeine Militgirpflichtigkeit der Poſenſchen 


uflichtung eder Juden in Zukunft eben ſo, wie in den andern Provinzen der Monarchie anzuord⸗ 
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nen, ſoll auf die Dauer des, durch die gegenwaͤrtige Verordnung begruͤndeten 
proviſoriſchen Zuſtandes, den dazu moraliſch und koͤrperlich geeigneten Juden ge⸗ 
ſtattet ſeyn, innerhalb ihres milttairpfichtigen Alters freiwillig in den Militair⸗ 
Dienſt zu treten. 

Durch den wirklichen Eintritt wird ſowohl der Eintretende ſelbſt, als deſſen 
Vater von Erlegung des Rekrutengeldes befreit. Die Vaͤter nicht eintretender 
Söhne find daſſelbe auch ferner zu erlegen verbunden. Wegen der in Bezte⸗ 
hung auf die Erhebung und Berechnung des Rekrutengeldes zu treffenden Ein- 


richtung hat Unſer Finanzminiſterium die erforderlichen Verfuͤgungen zu erlaſſen. 


$. 15. Die Ehe eines Juden mit einer Auslaͤnderin iſt nur in dem Falle 
zulaͤſſig, wenn die letztere ein eigenthuͤmliches Vermoͤgen von wenigſtens 500 Ithlr. 
in die Ehe bringt. 

Dispenſationen in einzelnen dringenden Faͤllen find bei dem Oberpraͤſidenten 
der Provinz nachzuſuchen. 

An die Stelle der nach dem Allgemeinen Landrecht Thl. IL Tit. I. F. 136. 
zu einer vollguͤttigen Ehe erforderlichen Trauung, tritt bei den Ehen der Juden 
die Zuſammenkunft unter dem Trauhimmel und das feierliche Anſtecken des Rin⸗ 
ges; und an die Stelle des im $. 138. daſelbſt verordneten Aufgebots, die Be⸗ 
kanntmachung in der Synagoge. 

$. 16. Die Regierungen haben dafür zu ſorgen, daß die Korporations⸗ 
n Angelegenheiten in der oben vorgeſchriebenen Art ſpaͤteſtens binnen ſechs Mona⸗ 
ten nach Publikation dieſer Verordnung geordnet werden. Sobald dies geſche⸗ 
hen iſt, und die Verwaltungsbehoͤrden mit Zuſtimmung der Repraͤſentanten, Nas 
mens der Korporation, die Erklaͤrung abgegeben haben, daß fie für die Erfüllung 
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% Hausvaͤter und einzelne Perſonen, welche ſich den nachſtehenden Vorſchriften 
e dazu eignen, unter den in gegenwaͤrtiger Verordnung enthaltenen Beſtim⸗ 
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$. 17. Allgemeine Erforderniſſe der Naturaliſation find: 
) voͤllige Unbeſcholtenheit des Lebenswandels, 

2) die Faͤhigkeit und Verpflichtung, ſich in allen oͤffentlichen Angelegenheiten, 
Willenserklaͤrungen, Rechnungen u. dgl. ausſchließlich der Deutſchen Sprache 
zu bedienen. Von dieſem Erforderniß darf jedoch der Oberpraͤſident auf 
Antrag der Regierung dispenſiren, i 

3) die Annahme eines beſtimmten Familien⸗Namens. 

F. 18. Unter dieſen Vorausſetzungen ſollen in die Klaſſe der naturgliſirten 

Juden aufgenommen werden Diejenigen welche den Nachweis fuͤhren: 

1) daß. ſie ſeit dem Iſten Juni 1815. ihren beſtaͤndigen Wohnſitz in der Pro⸗ 
vinz Poſen gehabt, oder zu ihrer ſpaͤtern Niederlaſſung die ausbrüͤkliche 
Genehmigung des Staats erhalten haben; 

2) daß ſie 

entweder einer Wiſſenſchaft oder Kunſt ſich gewidmet haben, und ſolche 
dergeſtalt betreiben, daß fie von ihrem Ertrage ſich erhalten koͤnnen; 
oder ein laͤndliches Grundſtuͤck von dem Umfange beſitzen, und ſelbſt be⸗ 
wirthſchaften, daß daſſelbe ihnen und ihrer Familie den hinreichenden 
Unterhalt ſichert; 
oder in einer Stadt ein namhaftes ſtehendes Gewerbe mit einiger Aus⸗ 
zeichnung betreiben; 
oder in einer Stadt ein Grundſtuͤck von wenigſtens 2000 Rehe an 
Werth ſchuldenfrei und eigenthuͤmlich beſitzen; 
oder daß ihnen ein Kapitalvermögen von wenigſtens 5000 Rthlr. eigen⸗ 
thuͤmlich gehoͤrt; 
oder daß ſie durch patriotiſche Handlungen ein beſonderes Verdienſt um 
den Staat ſich erworben haben. 
$. 19. Diejenigen, welche dieſen Nachweis führen, follen von der Regierung des 
Bezirks, in welchem fie wohnen, mit vorläufigen Naturaliſations⸗Patenten verſehen 
werden, in welchen auf die gegenwaͤrtige Verordnung und die ihnen darin ver⸗ 
liehenen Rechte, ſo wie auf die ihnen auferlegten Verpflichtungen, Bezug zu 
nehmen iſt. 

F. 20. Die ſolchergeſtalt naturaliſirten Juden koͤnnen, unter Beobachtung der 
allgemeinen Vorſchriften, in Staͤdten und auf dem platten Lande innerhalb der 
Provinz ſich niederlaſſen, Grundſtuͤcke jeder Art erwerben, und alle erlaubte Ge⸗ 
werbe treiben; fie find, mit Vorbehalt des nach F. 14. zu entrichtenden Rekru⸗ 
tengeldes, beſonderen Abgaben weder an die Staatskaſſe, noch zu den Kaͤmme⸗ 
reien zu bezahlen verbunden, dagegen aber verpflichtet, alle den Chriſten gegen 
den Staat und die Gemeine ihres Wohnorts obliegende Verbindlichkeiten, vor 
der Hand mit der in Hinſicht der Militairpflichtigkeit §. 14. feſtgeſetzten Aus⸗ 
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nahme, zu erfuͤllen, und, mit Ausſchluß der Stolgebuͤhren, gleiche Laſten, wie 
andere Einwohner zu tragen. Mit Ausnahme der beſonderen Vorſchriften, 
welche die Geſetze wegen ſolcher Handlungen und Geſchaͤfte, un die Ver⸗ 
ſchiedenheit ihrer Religionsbegriffe von Einfluß iſt, namentlich Thl. I. Tit. 10. 
. 317. bis 351. der Gerichtsordnung, wegen der Eidesleiſtungen, Thl. I. Tit. 10. 
$. 352. der Gerichtsordnung und §. 335. No. 7. und $. 357. No. 8. der Kri⸗ 
minalordnung wegen der abzulegenden Zeugniſſe und Zeugeneide, ſo wie Thl. II. 


Tit. 8. Hö. 989. und 990. des Allgemeinen Landrechts, wegen Praͤſentation der 


Wechſel an Sabbathen und Feſttagen, ſind ſie in Hinſicht ihrer buͤrgerlichen 


und privatrechtlichen Verhaͤltniſſe nach den allgemeinen Geſetzen, gleich den chriſt⸗ 
lichen Einwohnern zu behandeln, und nur folgenden Beſchraͤnkungen unterworfen: 
a) zu Staatsaͤmtern und zu den Stellen der Magiſtratsdirigenten find. die⸗ 
ſelben nicht wahlfaͤhig; eben ſo wenig 
b) zu der Funktion der Deputirten auf den inen, Kommunal⸗ und Pro⸗ 
vinzigl⸗Landtagen. 

e) Wenn ſie Ritterguͤter erwerben, werden 1 0 die mit dem Beſitze 
verbundenen Ehrenrechte von der Staatsbehoͤrde ausgeübt, doch bleiben fie 
die damit verbundenen Laſten zu tragen verbunden. 

en In eine andere Provinz Unſeres Reichs ihren Wohn itz zu verlegen, ſind 
fie nur mit Genehmigung Unſeres Miniſters des Innern berechtigt und ver— 
pflichtet, ſich vorher mit der Korporation, zu welcher ſie gehoͤren, wegen Ab⸗ 
loͤſung ihres Antheils an den Korporations⸗Verpflichtungen durch Einigung 
mit dem Korporations⸗Vorſtande, oder, wenn eine ſolche nicht zu bewirken 

iſt, nach der Feſtſetzung der Regierung ſich abzufinden. 
$. 21. Diejenigen juͤdiſchen Einwohner Unſerer Provinz Poſen, welche ſich 
zu Erlangung der, der gedachten naturaliſirten Klaſſe verliehenen Rechte noch 
nicht eignen, ſollen von der Verwaltungsbehoͤrde jeder Korporation ſorgfaͤltig 
und zwar familienweiſe, nach einem von dem Oberpraͤſidenten zu beſtimmenden 

Schema, verzeichnet werden. Die Verzeichniſſe werden dem Landrathe des 

Kreiſes zur Pruͤfung vorgelegt, von demſelben demnaͤchſt beſcheinigt, und bei der 

Orts⸗Polizeibehoͤrde aufbewahrt. Alle Jahr erfolgt eine Nr und Beſchei⸗ 


nigung dieſer Verzeichniſſe. e gelt, 235 Se, fe, 30, Jı 


§. 22. Auf den Grund derſelben wird von der Orts⸗ Poltzebehdede jedem 


Familienvater ein mit der Nummer des Verzeichniſſes verſehenes Zertifikat er⸗ 


theilt. Dieſes ſoll die Namen der ſaͤmmtlichen Mitglieder der Familie enthal⸗ 
ten, und nach der jaͤhrlichen ER mit einem Viſa verfehen oder Weiches 


werden. 


F. 23. Solche Zertifikate ſollen nur denjenigen Samilienpätemn und einzelnen 
volljaͤhrigen und ee Juden ertheilt We welche den Nachweis 
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fuͤhren koͤnnen, daß fie fi 0 ſeit dem Iften Juni 1815. bestandig in der Pete 
befunden haben, oder daß ihnen der Aufenthalt in derſelben ſpaͤterhin ausdruͤck⸗ 
lich geſtattet worden. 


§. 24. Die durch ſolche Zertifikate nicht fesitimirten Juden werden als 
Fremde betrachtet, und nach ihrer Heimath zuruͤckgewieſen; die Ruͤckkehr aber 
ſoll ihnen bei einer Strafe von 50 Rthlr. oder verhaͤltnißmaͤßiger Gefaͤngnißß⸗ 
Strafe unterſagt werden. Denjenigen Juden, welche ſich ſeit dem Iſten Juni 
1815. ohne ausdruͤckliche Erlaubniß in der Provinz angeſiedelt und einen Wohn⸗ 
ſitz im rechtlichen Sinne darin gewonnen haben, und in ihre Heimath nicht zu⸗ 
ruͤckgewieſen werden koͤnnen, ſoll der Oberpraͤſident die Aufnahme und das Zer⸗ 
tifikat zu bewilligen befugt ſeyn. i 


$. 25. Alle noch nicht naturaliſirten, jedoch ferner zu duldenden und mit Zer⸗ 
tififaten zu verſehenden Juden find außer den $. 20. ausgedruͤckten Beſchraͤnkun⸗ 
gen, welchen auch die naturaliſirten unterliegen, noch folgenden unterworfen: 

a) Vor zuruͤckgelegtem vierundzwanzigſten Jahre iſt den nicht naturaliſirten 
Juden die Schließung einer Ehe, wenn nicht der Oberpraͤſident in drin⸗ 
genden Faͤllen dazu beſondere Erlaubniß ertheilt hat, nicht zu geſtatten. 

b) Sie ſollen ihren Wohnſitz in der Regel und mit Ausnahme der weiter 
unten unter d. angegebenen Faͤlle, nur in Staͤdten nehmen, ohne jedoch 
auf die zeitherigen Judenreviere beſchraͤnkt zu ſeyn. Zu Gewinnung des 
ſtaͤdtiſchen Buͤrgerrechts ſind ſie aber nicht faͤhig. 

Sie ſind von dem Handel mit kaufmaͤnniſchen Rechten ausgeſchloſſen; das 
Schankgewerbe darf ihnen nur auf den Grund eines beſondern Gutach⸗ 
tens der Orts⸗Polizeibehoͤrde Hinſichts ihrer perſoͤnlichen Qualifikation von 
der Regierung geſtattet werden. Der Einkauf und Verkauf im Umher⸗ 
ziehen iſt ihnen unbedingt unterſagt. Der Betrieb aller anderen an ſich 
erlaubten ſtehenden Gewerbe dagegen darf ihnen unter den allgemeinen 
gewerbpolizeilichen Beſtimmungen nicht verſagt werden. 
d) Auf dem Lande duͤrfen ſolche Juden nur dann ihren Wohnſitz nehmen, 
wenn fie entweder einen Bauerhof erwerben oder pachten und denſelben 
ſelbſt bewirthſchaften, oder wenn ſie ſich bei laͤndlichen Grundbeſitzern als 

Dienſtboten, oder zum Betriebe einzelner Zweige des landwirthſchaftlichen 

Gewerbes, z. B. als Brenner oder Brauer, vermiethen. . Schank⸗ 

Gewerbe auf dem Lande iſt ihnen ganz unterſagt. 

e) Die Annahme chriſtlicher Lehrlinge, Geſellen und Dienſtboten iſt ihnen 
nicht geſtattet. 
10 Darlehnsgeſchaͤfte dürfen dieſe Juden nur gegen gerichtlich aufgenommene 

Schuldurkunden, bei es der Unguͤltigkeit, abſchließen. i 
(No. 1436.) a 8) Schuld⸗ 
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80 Schuldanſpröche derſelben für verkaufte berauſchende Getraͤnke haben keine 

rechtliche Guͤltigkeit. 

F. 26. Zu ihrer Verheirathung beduͤrfen dieſe Juden eines Trauſcheins, der 
ihnen von Seiten des Landraths ſtempel- und koſtenfrei ertheilt werden ſoll, ſo⸗ 
bald ſie ſich wegen Erreichung des Alters von 24 Jahren oder wegen der vom 
Oberpraͤſidenten erhaltenen Dispenſation legitimiren; wenn die Braut eine Aus⸗ 
laͤnderin iſt, das derſelben eigenthuͤmliche Vermoͤgen von 500 Nthlr. beſcheinigen 
und die Faͤhigkeit und Mittel nachweiſen, durch den Betrieb eines geſetzlich er⸗ 
laubten Gewerbes oder durch hinreichendes eigenthuͤmliches Vermoͤgen den Un⸗ 
terhalt einer Familie zu ſichern. Die Vorſteher der Korporationen ſind ver⸗ 
pflichtet, darauf zu halten, daß dieſen Vorſchriften genuͤgt werde. 

$. 27. In Beziehung auf alle im Obigen nicht beruͤhrte Geſchaͤfte und Ver⸗ 
hältniffe werden auch die nicht naturaliſirten Juden nach denſelben Grundſaͤtzen, 
wie die chriſtlichen Einwohner behandelt, und alle wegen dieſes Gegenſtandes 
ergangene fruͤhere Verordnungen hiermit aufgehoben. 

F. 28. Die geduldeten Juden koͤnnen Naturaliſations⸗Patente erhalten, ſobald 


| ſie die $$. 17. und 18. vorgeſchriebene Qualifikation nachweiſen. 


Inſtruktion. 


Fremde Ju⸗ 
den. 


§. 29. Naͤhere Anweiſungen zu dem Verfahren der Regierungen und Pos 
lizeibehoͤrden bei Ausfuͤhrung der vorſtehenden Anordnungen bleiben einer beſon⸗ 
dern Inſtruktion vorbehalten. 

F. 30, Auslaͤndiſchen Juden iſt der Eintritt in das Land zur Durchreiſe oder 
zum Betriebe erlaubter Handelsgeſchaͤfte geſtattet. Das Verfahren gegen die⸗ 
ſelben beſtimmen die ertheilten oder noch zu ertheilenden polizeilichen Vorſchriften 

Nach obigen Vorſchriften haben Unſere Behoͤrden und ſaͤmmtliche Unter⸗ 
thanen ſo lange, bis durch ein allgemeines Geſetz oder ſonſt ein Anderes beſtimmt 
worden, ſich gehorſamſt zu achten. 

Gegeben Berlin, den Iſten Juni 1833. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


Frh. v. Altenſtein. v. Schuckmann. Gr. v. Lottum. Gr. v. Bernstorff, 
Maaſſen. Frh. v. Brenn. v. Kamptz. Muͤhler. Ancillon. 
Fuͤr den Kriegsminiſter im 21 Auftrage. 
v. Witzleben. 


